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STUCK )ilI FULDA, den S.Dezember 20L4 130. JAHRGANG

Nr. 147 Ordnung zur Prävention gegen sexräisierte Gewalt an Min-
derjährigen und schutz- oder hilfg$sdürftigen Erwachsenen im
Bistum Fulda (Präventionsordnung Fulda - PrävO FD)

Nr. 148 Ausfähnrngsbestimmungen zu der Ordnung zur Prävention
gegen serualisierte Gevalt an Minderjäihrigen und schutz- oder
hilfebedürftigen Erwachsenen im Bistum Fulda

Nr. L47 Ordnung zar Prävention gegen
sexualisierte Gewalt an Minderjährigen
und schutz- oder hilfebedürftigän
Erwachsenen im Bistum Fulda
(Präventionsordnung Fulda - PrävO FD)

Auf Gnurdlage der vom Ständigen Rat der Deutschen Bi-
schofskonferenz afrr 26. August 2013 beschlossenen Rahmen-
ordnung zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Min-
derjährigen und erwachsenen Schutzbefohlenen im Bereich
der Deutschen Bischofskonferenz wird für das Bistum Fulda,
unbeschadet weitergehender staatlicher Regelungen, die fol-
gende Präventionsordnung erlassen:

eusctitt r
Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen

sL
Geltungsbereich 

)

(1) Diese Ordnung findet Anwend,rng auf kirchliche Rechtsträ-
ger und ihre Dienststellen, Einrichtungen und sonstigen
selbständig geführten Stellen, die dem Diözesanbischof
unmittelbar zugeordnet sind, insbesondere das Bistum, die
Kirchengemeinden, die Kirchengemeindeverbände sowie
die sonstigen kirchlichen Reqhtsträger in der Rechtsfonn
der öffentlichen juristischen Personen des kanonischen
Rechts.

(2) Diese ordnung findet auch Anwendung auf alle sonstigen
kirchlicheä Rechtstr'äger und iirre Einrichtungen in Beiug
auf ihre seelsorglichen,'"öaritativen, liturgischen oder sons-
tigen pastoralen Tätigkeiten, Aufgaben oder Unterneh-
mungen im Bereich des Bistums Fulda. Zu den sonstigen
kirchlichen Rechtsträgern im Sinne von Satz i. gehöien
insbesondere die kirchlichen Vereine, (Jugend-)Verbände,
Stiftungen und Gesellschaften.

s2
Begriffsbestimmungen

(1) Der Begriff sexualisierte Gewalt im Sinne dieser Ordnung
umfasst neben strafbaren sexualbezogenen Handlungen
auch sonstige sexuelle übergriffe sowie Gren werletiun-
gen. Sie betreffen alle Verhaltens- und Umgangsweisen mit
sexuellem Bezug, die gegenüber Einwilligungsunfähigen
oder mit vermeintlicher Einwilligung, ohne Einwilligüng
oder gegen den ausdrücklichen Willen der schutz- oaei
hilfebedürftigen Personen erfolgen. Dies umfasst auch alle
Handlungen zur Vorbereitung, Durchftihrung und Geheim-
haltung sexualisierter Gewalt.
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(2) Strafbare sexualbezogene Handlungen nach staatlichem
Recht sind Straftaten nach dem 13. Abschnitt des Strafge-
setzbuches (StGB) in der jeweils geltenden Fassung.sowie
nach weiteren senralbezogenen Straftatbeständen des
StGB.

(3) Strafbare senralbezogene Handlungen nach kirchlichem
Recht sind Straftaten nach can. 1395 S 2 des Codex lu-
ris Canonici (CIC) in Verbindung mit Art. 6 S L des Motu
Proprio Sacramentorum Sanctitatis Tutela (SST)1, nach can.
L387 CIC in Verbindung mit Art. 4 S 1- n. 4 SST wie auch
nach can. 7378 S 1 CIC in Verbindung mit Art. 4 S L n. L
SST, soweit sie an Mindedährigen oder Personen begangen
werden, deren Veinunftgebrauch habituell eingeschränkt
ist (Art. 6 S 1n. L SST). 

:

(4) Sonstige sexuelle tlbergriffe sind nicht lediglich zufällige,
sondern beabsichtigte Handlungen mit senrellem Bezug
unterhalb der Schwelle der Strafbarkeit, die im pastoralen
oder erzieherischen sowie im betreuenden oder pflegeri-
schen Umgang mit Minderjährigen und schutz- oder hil-
febedürftigen Erwachsenen unangemessen sind und deren
Würde und persönliche Integrität verletzen.

(5) Grenzverletzungen sind einmalige oder gelegentliche
Handlungen mit sexuellem Bezug, die im pastoralen, er-
zieherischen, betreuenden oder pflegerischen Umgang mit
Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-
senen unangemessen sind und deren Würde und persönli-
che Integrität verlet zen.

(6) Schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene im Sinne dieser
Ordnung sind behinderte, gebrechliche oder kranke Per-
sonen, gegenüber denen Kleriker, Ordensangehörige, Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter sowie ehrenamtlich Tätige
eine besondere Sorgepflicht haben, weil sie ihrer Fürsorge
oder Obhut anvertraut sind, und bei denen aufgrund ihrer
Schutz- oder Hilfebedürftigkeit eine besondere Gefähr-
dung gemäß Absatz 2 bis 5 besteht.

(7) Mitarbeitende sowie ehrenamtlich Tätige im Sinne dieser
Ordnung sind alle Personen einschließlich Kleriker und
Ordenangehörige, die im Rahmen eines Arbeits-, Gestel-
lungs- oder sonstigen Dienstverhältnisses bzw. einer eh-
renamtlichen Tätigkeit Minderjährige, schutz- oder hilfe-
bedürftige Erwachsene beaufsichtigen, betreu en, erziehen,
ausbilden oder vergleichbaren Kontakt ztt ihnen haben.

'Papst lohannes Paul II., Apostolisches Schreiben Sacramentorum sanctitatis tutela [SST] vom
30. April200l. Der in diesem Schreiben angektindigte normative Teil liegt in seiner geltenden
Form al.s Normae de gravioribus delictis vom 21. Mai 2010 vor. [Diese Normen werden zitiert
unter Nennung des entsprechenden Artikels rurd unter Zufügung des Kürzels für das Bezugs-
dokument SST.I
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Als Mitarbeitende gelten auch die Mitglieder vol organen
kirchlicher Rechtspersonen, sofern siä bei ihrer Tätigkeit
ftir das organ im sinnä von Satz 1 Kontakt zu Minderjah-
rigen, schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen haben.
Soweit eine Ausführungsbestimmung nichts Abweichendes
regelt, sind Honorarkräfte, Praktikantinnen und prakti-
kanten, Freiwilligendi enstleistende un d Mehraufwandsent-
schädigungskräfte (,,L-Euro-Jobber") auch Mitarbeitende
im Sinne dieser Ordnung.

(8) Die pegdffsbestimmungen der Abs ätze 1 bis 7 gelten auch
ftir die zu dieser Ordnung erlassenen Ausfühnrngsbestim-
mungen

Abschnitt 2
Schutzkonzept

s3
Schutzkonzept

Jeder kirchliche Rechtsträger hat die Bestimmungen der
nachfolgenden SS 4-10 in seinen Einrichtungen als Schutzkon-
zept anzuwenden.

s4
Persönliche Eignung

(1-) Die kirchlichen Rechtsträger tragen Verantwortung dafür,
dass nur Personen mit der Beaufsichtigung, Betreuung, En
ziehung oder Ausbildung von Minderjährigen ünd sc[utz-
oder hilfebedürftigen Erwachsenen betraät werden, die
neben der erforderlichen fachlichen auch über die persön-
liche Eignung verfügen.'

(2) Die zuständigen Personalverantwortlichen thematisieren
die Prävention gegen sexualisierte Gewalt im Vorstellungs-
gespräch sowie - der Position und Aufgabe angemessen -
in weiteren Personalgespräclien. In der Aus- und Fortbil-
dung ist sie Pflichtthema.

(3) Personen im Sinne von S 2 Ab s. T dürfen in keinem Fall
eingesetzi wercien, wenn gegen sie wegen einer Straftat
nach den in S 2 Abs. 2 oder 3 bezeichneten Straftatbestän-
den rechtskräftig eine strafe verhängt worden ist.

Erweitertes Füf.:"gszeuguis und
Unb edenklichkeitsb es cheinigung

(I) TurErfüllung ihrer Verpflichtung aus g 4 haben sich kirch-
iicire R.echtsträger von Iviitarbeitenden im Sinne von $ 2
Abs. 7 vor der Einstellung entsprechend den gesetzliclien
und arbeitsrechtlichen Regelungen ein erweitertes Füh-
rungszeugnis nach $ 30a Abs. 1 des Bundeszentralregis-
tergesetzes vorlegen zu lassen. Weitere Vorlagepflichten,
die sich aus staatlichen Rechtsvorschriften, inibäsondere
S 72a sGB VIII, aus vereinbarungen oder sonstigen den
jeweiligen kirchlichen Rechtsträger bindenden rechtlichen
Bestimmungen ergeben, bleiben unberührt.

(2) Die lerpflichtung nach Absatz 1 grlt unabhängig vom Be-
schäftigungsumfang insbesondere für folgendä ?ersonen-
gruppen:
1. Kleriker und Kandidaten für das Wefüeamt,
2. Ordensangehönge in einem Gestellungsverhältnis im Ju-

risdiktionsbereich des Diözesanbischofs,
3. Pastoralreferentinnen und -referenten, Gemeindere-

ferentinnen und -referenten sowie Anwärterinnen und
Anwärter auf diese Benrfe,

4. Mitarbeitende im Sinne von $ 2 Abs .7, die in den nach-
folgend aufgeführten Bereichen tätig sind:
a) Kirchengemeinden,
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b) Kirchenmusik
c) Kinder- und Jtigendarbeit,
d) Kindertagesstätten,
e) Arbeit mit schutz- oder hilfebedürftigen Envachsenen,
fl Schulen,
g) Iftankenhäuser,
h) Bildungsarbeit,
i) Beratungsstellen einschließlich Telefonseelsorge,
j) kirchliche Verwaltung.

(3) Kirchliche Rechtsträger haben sich von in ihrem Auftrag
ehrenamtlich Tätigen im Sirure von S 2 Abs. 7 vor Auf:
nahme der Tätigkeit und in regelmäßigen Abständen ein
erweitertes Führungszeugnis nach $ 30a Abs. 1 des Bun-
deszentralregistergesetzes vorlegen zu lassen, soweit eine
gesetzliche R.egelung es vorschreibt oder eine entsprechen-
de Rechtspflicht sich aus Vereinbarungen oder sonstigen
rechtlichen Bestimmungen ergibt, die den jeweiligen kirih-
lichen Rechtsträger binden

(a) Die bei der Beantragung des erweiterten Führungszeug-
nisses vom Vorlagepflichtigen verauslagte Gebühr ist
vom jeweiligen kirchlichen Rechtsträger'nach Erhalt des
Führungszeugnisses zu erstatten. Ein i{,nspruch auf Ge-
bührenerstattung besteht nicht, wenn das erweiterte Füh-
rungszeugnis im Rahmen einer Einstellungsbewerbung
vorzulegen ist.

(5) Das erweiterte Fühnmgszeugnis kann in Form einer be-
glaubigten Kopie vorgelegt.,,werden, sofern das original
bereits einem anderen Rechtsträger vorgelegt worden ist
und von diesem aufbewahrt wird, Die Begtaubigung darf
nicht von der vorlagepflichtigen Persotr säbtt värgönom-
men worden sein.

(6) Kleriker, die in anderen (Erz-)Diözesen inkardiniert sind,
und Ordensleute haben vor Aufnahrne ihres Dienstes im
Bistum Fulda zusätzlich eine Unbedenklichkeitsbescheini-
gung vorzulegen. Diese wird für Weltgeistliche durch den
Bischof des jeweiligen Inkardinationsbistums, für Ordbns-
leute durch den zuständigen Höheren Oberen ausgestellt.
Die Bescheinigung beinhaltet insbesondere die Erklärung,
dass die betreffende Person sich bisher straffrei geführt hat
und hinsichtlich sexualisierter Gewalt im Sirure von $ 2
Abs. L nicht auffällig geworden ist.

s6
S elbstauskunfts erklärung

(1) Kirchliche Rechtsträger haben sigh von Mitarbeitenden
und ehrenamtlich Tätigen im Sinne von S 2 Abs. T vo.r
Auinaiurre ihrer jeweiligen Tätigkeit eine unterzeichnete
Selbstauskunftserklänrng vorlegen zu lassen.

(2) In der Selbstauskunftserklärung ist von der betreffenden
Person zu erklären, dass
1. sie nicht wegen einer straftat im sirure von S 2 Abs.2

rechtskräftig verurteilt worden ist und gegen sie auch
nicht wegen des Verdachts einer solchen Straftat ein
Strafprozess anhängig ist oder ein Ermittlungsverfahren
durchgeftihrt wird,

2. gegen sie keine kirchlichen Straf- oder Verwaltungsmaß-
nahmen wegen sexualisierter Gewalt ergangen sind und
auch keine Voruntersuchung eingeleitet worden ist,

3. sie sich verpflichtet, bei Einleitung eines Ermittlungsver-
fahrens wegen Verdachts einer Straftat im Sinne von
S 2 Abs. 2 oder einer kirchlichen Voruntersuchung irn
Zusammenhang mit sexualisierter Gewalt dem kirchli-
chen Rechtsträger hiervon unverzüglich Mitteilung ztr
machen.

'(3) 
Personen, die länger als sechs Monate im Ausland gelebt
haben, haben zusätzlich zu erklären, dass gegen sie auch
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nicht im Ausland wegen eines Sexualdelikts ein Straf- oder
Ermittlungsverfahren durchgeftihrt worden ist.

(4) Die SelbstauskunJtserklärung hat dem vom Bistum vorge-
gebenen Muster zu entsprechen.

s7
Verhaltenskodex und VerpflichtungserHärung

(1) Die fiir die Arbeit mit Minderjährigen und schutz- oder hil-
febedürftigen Erwachsenen im Hinblipk auf die Prävention
gegen sexualisierte Gewalt verbindlichen Verhaltensregeln
werden in einem Verhaltenskodex zusammengefasst. Die-
se Verhaltensregeln sollen ein fachlich adäquates Nähe-Di-
stanz-Verhältnis, einen respektvqllen Umg"ng und eine
offene Kommunikationskultur gegenüber den Minderj?ih-
rigen sowie gegenüber den schutz- oder hilfebedürftigen
Erwachsenen sicherstellen.

(2) Der Verhaltenskodex umfasst einen Allgemeinen Teil, der
vom Bistum vorgegeben wird, sowie erforderlichenfalls ei-
nen Besonderen Teil, der im jeweiligen Arbeitsbereiü in
Hinblick auf dessen spezielle Erfordernisse erstellt whd.
Der Wortlaut des Allgemeinbn Teils wird durch eine Aus-
führungsbestimmung festgelegt. Er ist für alle kirchlichen
Rechtsträger verbindlich, auf die diese Präventionsordnung
Anwendung findet. Der Besondere Teil ist pafüZipatl zu
erstellen; Minderjährige und schutz- oder hilfebedürftige
Erwachsene sollen angemessen in die Entwicklung einge-
bunden werden.

(3) Der Verhaltenskodex wird von Mitarbeitenden vor der
Einstellung und von.ehrenamflich Tätigen vor Begi4n ihrer
Tätigkeit durch Unterzeichnung einer auf die Einhaltung
des Verhaltenskodex in seiner jeweils geltenden Fassung
bezogenen Verpflichtungserklärung anerkannt. Die Un-
terzeichnung dieser Erklärung ist verbindliche Vorausset-
zqng für eine Binstellung sourie für eine Beauftragung zu
einer ehrenamtlichen Tätigkeit. Bereits Besdräftigte und
bereits ehrenamtlich Tätige sind auf die Einhaltung des
Verhaltenskodex iir seinei jeweils geltenden Fassung zu
verpflichten. Die Mitarbeitenden und ehrenamtlich Tätigen
sind über mögliche Sanktionen bei Nichteinhaltung zu in-
formieren.

(4) Der Verhaltenskodex ist vom kirchlichen Rechtsträger in
geeigneter Weise bekannt zu machen.

(5) Dem kirchlichen Rechtsträger bleibt es unbenommen, im
Einklang mit den geltenden aöeitsrechtlichen Bestimmun-
gen über den Verhaltenskodex hinaus Dienstanweisungen
und hausinterne Regeltrngen zu erlassen. 

.

ner.n*Xfu"-"uu

(1) Der kirchliche Rechtsträger hat Beschwerdewege für die
Minderjährigen sowie die schutz- oder hilfebedtirftigen Er-
wachsenen, für die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten
sonrie den im $ 2 Abs. 7 genannten Personenkreis zu schaf-
fen. Darüber hinaus hat er interne und externe Beratungs-
stellen zu benennen.

(2) Der kirchliche Rechtsträger hat daftir zu sorgen, dass der in
Abs. 1 umschriebene Personenkreis über di-e internen und
externen Beschwerdemöglichkeiten informiert nrird.

se
Qualitätsmanagenent

- 
Kirchliche Rechtsträger tragen Verantwortung dafür, dass

die Maßnahmen.zur Prävention nachhaltig Beachtung finden
und fester Bestandteil ihres Qualitätsmanagements sind.
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sr0
Aus- und Fortbildung

(1) Kirchliche Rechtsträger tragen Verantwortung dafür, dass
die Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjähri-
ggn und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen integ-
raler Bestandteil der Aus- und fortUlaung aller Mitarbei-
tenden sowie ehrenamtlich Tätigen im Sinne von $ 2 Abs.
7 ist.

(2) Dies erfordert Schulungen insbesondere zuEragen von
1. angemessenem Nähe- und Distanzverhältnis,
2; Strategien von Täterinnen und Tätern,
3. Psychodynamiken der Opfer,
4. Dynamiken in Institutionen sowie begünstigenden ins-

titutionellen Strukturen,
5. Straftatbeständen und weiteren einschlägigen rechtli-

. chen Bestimmungen,
6. eigener emotionaler und sozialer Komp etenz,
7 . Kommunikations- und Konfliktfähigkeit,
8. Verfahrenswegen bei Anzeichen sexualisierter Gewalt,
9. Information zu notwendigen und angemessenen Hilfen' 

ftir von sexualisierter Gewalt Betroffene, ihre Angehö-
rigen und die betroffenen Institutionen,

10. sexualisierter Gewalt von Minderjährigen oder schutz.
oder hilfebedürftigen Erwachsenen an anderen Min-
derjährigen oder schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-
senen.

(3) Alle Mitarbeitenden und ehrenamtlich Tätigen im Sinne
von S 2 Abs.7 sind je n4ch Afr, Dauer und lntensität im
Umgang mit Mindedährigen, schutz- oder hilfebedürftigen
Elwachsenen ztJm Thema Prävention gegen sexualisierte
Gewalt zu schulen.

Koordi"ffimTiurrtoos

s11
Präventionsb eauftragter

(1) Für das Bistum wird durch den Diözesanbischof eine Prä-
ventionsbeauftragte oder ein Präventionsbeauftragter be-
stellt, die banr. der die Aufgaben einer Koordinationssielle
wahrnirnmt und insbesondere die diözesanen Aktivitäten
zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt untersttitzt und
vernetzt. Die Bestellung erfolgt für einen Zeitraum von
fünf Jahren. Die Wiederbestellung ist möglich.

(2) Die oder der Präventionsbeauftragte hat insbesondere fol-
gende Aufgaben:

1. Beratung und Abstimmung bei der Entwicklung und
Umsetzung voli institutior'ellen Schutzkonzepten,

2. Evaluation und Weiterentwicklung von verbindlichen
Qualitätsstandards,

3. Vernetzung mit kirchlichen und nichtkirchlichen Fach-
beratungsstellen gegen sexualisierte Gewalt,' 

4. Organisation von Mitarbeiterschulungen,
5. Sicherstellung der Qualifizierung und Information der

Präventionsfachkräfte gernäß S 12 und Einladung zur
regelmäßigen Reflexion und Weiterbildung,

6. Vermittlung von Fachreferentinnen und Fachreferen-
ten,

7 . Beratung von Aus- und Weiterbildungseinrichtungen,
8. Fachberatung bei der Planung und Durchführung von

Präventionsproj ekf en,
9. Entwicklung und Information von Präventionsmateria-

lien und -projekten,
10. Öffentlichkeitsarbeit in Kooperation mit der Stabsstelle

Presse des Bischöflichen Generalvikariats,
11. fachlicher Austausch mit den beauftragten Ansprech-

personen für Verdachtsfälle sexuellen Missbrauchs des
Bistums.
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s12
Präventionsfachkraft

(L) Jeder kirchliche Rechtsträger bestellt mindestens eine ftir
Präventionsfragen geschulte Person, die den lräger bei der

nachhaltigen umsetzung des schutzkonzepts berät und un-

terstützt. bi" B egeichnttns lautet,, Präventionsfachkraft " .

(2) Metrrere kirchliche Rechtsträger können gemeinsam

Präventionsfachkraft b estellen.

Abschnitt 4
Förderungsf ähigkiit

s13
Ausschluss von Bezuschussnngen

Rechtsträger gemäß S 1 Abs. 2, dre diese Präventionsord-

nung nicht zur Anwendung bringen und auch kein sigenes,

1rotti Bischöflichen Generalvikariat als gleichyrertig anerkann-

tes Regelungswerk haben, werden bei der Vergabe diözesanef

Zuschüsse nicht berücksichtigt. .

Abschnitt 5
Schlussbestimmungen

s14
Ausfährungsb estimmungen

Die zur Ausführung dieser Ordnung erforderlichen Regelun-

gen erlässt der Generalvikar.

Inkrafttr 
","o,S,frä 

erkraft treten

(L) Dieses Gesetz tritt am L. Januar 20u5in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:' ' 
L. die Ordriung zur Prävention von se:mellem Missbrauch

an Minde4ährigen für das Bistum Fulda (Präventions-

ordnung ruaa -- Prävo FD) vom 2. April 20L2 (K. A.
2012',Nr. 70) und

2. dieAusfährungsbestimmungen zu der Ordnung zur Prä-

vention von säxuellem Missbrauch an Minderjährigen
für das Bishrm Fulda'vom 3. April 2012 (K. A. 20L2,

Nr. 71).

Fulda, den 17. November 20LA

Bischof von Fulda

Nr. L48 Ausführungsbestimmungenza.der
Ordnung zat Prävention gegen

sexualisierte Gewalt an Minderjährigen
und schutz: oder hilfebedürftigen
Erwachsenen im Bistum Fulda

Auf Grund von S 14 der Ordnung zur Ptävention gegel,se-

xualisierte Gewalt än Minderjährigen und schutz- oder hilfebe-
dürftigen Erwachsenen im Bistum Fulda (Präventionsordnung

110

Fulda - PrävO FD) vom 17. November 20L4 (K. A. 2014, Nr'

147) werden folgende Ausführungsbestimmungen erlassen:

Abschnitt 1
Ausfiihrungsbestimmungen zu S 5 PrävO FD:

Erweitertes Führungszeugnis

sL
Feststellung der VorlagePflicht

(1) Kirchliche Rechtstqäger im Sinne von $ 1 Prävd. fn haben' ' 
vor der Einstellung neuer Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter sowie vor der Biauftragung zu ehrenamtlicher Tätigkeit
festzustellen, ob die einzuitellende oder zu beauftragende

Person gemäß S 5 Abs. 1 bis 3 PrävO FD zur Vorlage eines

erweiterten Führungszeugnisses verpflichtet ist. Falls eine

Vorlagepflicht besteht, istlestzustellen, ob die Vorlge ein-

malig oder wiederholt erfolgen muss.

(2) Zur Prüfung d er Vo rlag epflicht kö n1 9n F 
e elgn gte P rtif s ch e -

mata Verwändung finden. Der kirchliche Rechtsträger hat

gegebenenfalls zi dokumentieren, welches Prüfschema

velwendet worden ist.

s2
Anforderüng des erweiterten Führungsz eugRisses

(1) Das erweiterte Führungsräügt ts wird vom leJv-eifigen
kirchlichen Rechtsträger bei den in seinem Bereich tätigen

vorlagepflichtigen Peisonen durch eine schriftliche Auf-
fordeärng im Sinne von $ 30a Abs. 2 des Bundeszentral-

registergäsetzes angeforaä*. Hierfür wird vom Bistöfli-
cträn Gäneralvikariat ein Musterbrief bereitgestellt. Unter

vorlage der Aufforderung hat di9 yo-rlaggqflilhtige Person

bei där für sie zuständigen Meldebehörde'ein erweitertes

Führungszeugnis z:ur tfoersendung an die Plvatadresse
zu beantr"g"ä. Dieses ist nach Erhält unverzüglich an den

kirchlichen Rechtsträger weiterzuleiten.

(2) Die Beantragung bei der Mgfdebehörde nach Abs. L satz 3

entfällt, wenn die vorlagepflichtige Person bereits über ein

zur Vorlage bei ein"tn""tra"t"riRechtsträger beantfgtgs
erweitertei Ftihrungszeugnis oder eine beglaubigte Kopie

eines solchen verfügt

s3
Zuständigkeit für die Prüfung

(i) Ein im Rahmen einer Bewerbung vorgelegtes. elweiiertes
Führungszeugnis wird von dem jeweils zuständigen Perso-

nalverantwortlichen gePrüft .

(2) Für die Prtifung eines während eines bestehenden Dienst-
' ' 

verhältnisses oäer für eine ehrenamtliche Tätigkeit vorge-

legten ennreiterten Führungszeugnisses ist zuständig:

r.-de r ru diesem zweck ernannte Bischöfliche Notar für
a) nach $ 5 Abs. 2 Nr. l- bis 3 PrävO FD vorlagepflichtige

Personen,
b) vorlagepflichtige Personen, die im Bereich der Bis-

tumsierwaltung, der Domkirche sowie der in Trä-

gerschaft des Bistums oder des Bischöflichen Stuhls
, befindlichen Schulen und Bildungseinrichtungen ein-

gesetzt sind, und ..
c) iorlagepflichtige PersonengrupPel, für die durch ein
' 

Dekrät äes Generalvikars die Prüfung der erweiterten

Führungszeugnisse durch den Bischöflichen Notar an-

geordnet ist;
Z, di; die Personalakf,e führende Stelle oder eine von die-

ser bestimmte Stelle für alle sonstigen vorlagepflichtigen

Personen.
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Als eine die Personalakte ftihrende Stelle im Sinne dieser Aus-
führungsbestimmungen gilt auch eine zu ehrenamtlicher Tätig-
keit beauftragende Stelle.

s4
Verfahren

(1) Ein während eines bestehenden Dienstverhältnisses oder
für eine ehrenamtliche Tätigkeit vorzulegendes erweitertes
Führungszeugnis wird von dem Vorlagepflichtigen in einen
mit seinem Namen und dem Vermerk ,,Inhalt: Erweiter-
tes Ftihrungszeugnis" versehenen Umschlag gelegt. Dieser
Umschlag ist zu verschließen; zur Öffnung ist nur die ftir
die Prüfung des erweiterten Frihrungszeugnisses zuständi-
ge Person berechtigt. Der Umschlag ist in einem weiteren
verschlossenen Umschlag an die gemäß S 3 Abs. 2 zustän-
dige Stelle zur Prüfung zu übersenden.

(2) Abs. 1- gilt entsprechend, wenn anstelle des erweiterten
Führungszeugnisses gemäß $ 5 Abs. 5 PrävO FD eine be-
glaubigte Kopie vorgelegt wird.

(3) Das erweiterte Führungszeugnis darf nicht älter als drei
Monate sein, wenn es dem kirchlichen Rechtsträger zugeht.

(a) Die prüfungsberechtigte Person stellt fest, ob das erweiter-
te Fi,ihrungszeugnis Eintragungen enthält, die im Hinblick
auf die Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minder-
jährigen und schutz- oder hilfebedttrftigen Erwachsenen
relevant sind. In diesem Sinne relevant sind nur Eintragun-
'gen von Straftaten nach den in S 72a Abs. 1 Satz 1 SGB
VIII in der jeweils geltenden Fassung genannten Straftatbe-
ständeri. Bei der {iberprüfung hat die prüfungsberechtigte
Person dafür zu sorgen, dass nur sie selbst in das erweiterte
Führungszeugnis Einsicht nehmen kann.

(5) Die prtifungsberechtigte Person hat schriftlich zn doku-
mentieren,
1. wessen erweitertes Führungszeug4is sie eingesehen hat,
2. wann das erweiterte F'ührungszeugnis ausgestellt wor-

den ist,
3. wann die Einsichtnahme erfolgt ist und
4. ob und gegebenenfalls welche relevanten Eintragungen

in dem erweiterten Führungszeugnis enthalten sind.
Die nach Satz 1 dokqmentierten Sachverhalte sind an die
die Personalakte führende Stelle weiterzumelden, sofern
letztere nicht selbst die Prüfung vorgenommen hat. Die
Weitermeldung muss sofort erfolgen, wenn eine relevante
Eintragung festgestellt worden ist.

(6) Inn Falle der Feststellung einer relerranten F.intragrrng hat
die Stelle, die das enveiterte Fi,ihrungszeugnis geprüft hat,
sofort auch den Generalvikar über die nach Abs. 5 Satz 1
dokumentierten Sachverhalte zu informieren

(7) Etwaige im erweiterten Führungszeugnis enthaltene Eintra-
gungen, die nicht auf Straftaten nach den in S 72a Abs. L
Satz 1 SGB VIII in der jeweils geltenden Fassung genann-
ten Straftatbeständen beruhen, unterliegen einem Ver-
wertungsverbot. Sie dürfen nicht an die die Personalakte
ftihrende Stelle weitergemeldet werden, werut diese nicht
selbst die Prüfung des örweiterten Führungszeug1isses vor-
genommen hat.

(8) Die Aufbewahrung der erweiterten Führungszeugnisse
wird vom jeweiligen kirchlichen Rechtsträger gäregelt und
organisiert. Er muss sicherstellen, dass erweiterte Füh-
rungszeugnisse, die während eines bestehenden' Dienstver-
hältnisses oder für eine ehrenamtliche Tätigkeit vorgelegt
worden sind, von niemandem außer der zur Prüfung be-
rechtigten Person eingesehen werden können.

Sttick >ilI - 2OL4

(9) Sofern es nicht durch für den jeweiligen kirchlichen
Rechtsträger einschlägrge rechtliche Bestimmungen ausge-
schlossen ist, können erweiterte Führungszeugnisse, die für
ehrenamtliche Tätigkeiten vorgelegt worden sind, nach der' 
Überprüfung den vorlagepflichtigen Personen zurückgegeben
werden. Der kirchliche Rechtsträger entscheidet .in eigener
Verantwortung, ob eine Rückgabe erfolgt.

ss
Tätigkeitsausschluss

.Falls bei der Prtifung des erweiterten Führungszeuguisses
eine relevante Eintragung im Sinne von $ 4 Abs . 4 Satz 2 fest-
gestellt worden ist, ist die betreffende Person unverzüglich
von der Wahrnehmung von Aufgaben der Beaufsichtigun& Be-
treuung, Erziehung oder Ausbildung von Minderjährigen oder
schutz- oder hiHebedürftigen Erwachsenen auszuschließen.

Abschnitt 2
Ausführungsbest'qrmungen zu S 6 PrävO FD:

S elbstauskunft s erklänrng

s6
Verpflichtun g zat Abgabe einer

S elbstauskunft serklärung

(1) Personen, die nach Inkrafttreten der Präventionsordnung
vom 17. November 20L4 als Mitarbeitende eingestellt oder
als ehrenamtlich Tätige im Sirure von $ 2 Abs .7 PrävO FD
beauftragt werden, sind zur..Abgabe der Selbstauskunftser-
klärung verpflichtet. Bereits eingestellte Mitarbeitende und
bereits ehrenamtlich Tätige müssen die Selbstauskunftser-
klärung nicht abgeben, sofern sie eine Selbstverpflichtungs-
erklärung gemäß S 6 der Präventionsordnung vom 2. Apnl
20!2 (K. A. 20L2, Nr. 70) abgegeben haben.

(2) Die Abgabe der Selbstauskunftserklärung erfolgt gegenüber
dem jeweiligen kirchlichen Rechtsträger einmalig. Perso-
nen, die bei mehreren kirchlichen Rechtsträgern mitarbei-
tend oder ehrenamtlich tätig sind, müssen gegenüber jedem

. dieser Rechtsträger eine Selbstauskunftserklärung abgeben.

s7
Wortlaut

Die Selbstauskunftserklärung hat den aus Anlage 1 ersicht-
lichen Wortlaut.

s8
Aufbewahrung

Dic ,{.ufbcwahrung der SelbsiauskunftserkJärung lirC vorn
jeweiligen kirchlichen Rechtsträger geregelt und organisiert.
Die Erklärung ist auch nach Beendigung des Dienstverhältnis-
ses oder der ehrenamtlichen Tätigkeit aufzubewahren.

Ausfühmngsbe'#;H:lt u S 7 Prävo FD:
Verhaltensko dex und Verpflichtungserklärung

se
Allgemeiner Teil des Verhaltenskodex

Der Wortlaut des Allgemeinen Teils wird durch Anlage 2
festgelegt.

s10
Besonderer Teil des Verhaltenskodex

(1) Der kirchliche Rechtsträger hat dafür Sorge zu tragen, dass
erforderlichenfalls spezifische Verhaltensregeln für den
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jeweiligen Arbeitsbereich formuliert werden. Diese bilden
den Besonderen Teil des Verhaltenskodex, der den bistum-
seinheitlichen Allgemeinen Teil ergänzt und konkretisiert.
Die Formulierung eines Besonderen Teils ist stets erforder-
lich für Verbände, Einrichtungen und Arbeitsbereiche, in
denen aüsschließlich oder vornehmlich Arbeit mit Minder-
jährigen oder schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen
stattfindet.

(2) An der Entwicklung des Besonderen Teils des Verhaltens-
kodex sind, soweit vorhanden, zu beteiligen:
1. Vertreter des Dienstgebers,
Z.Yeftreter der Leitung des Arbeitsbereichs,
3. die Mitarbeitervertretung oder sonstige Vertreter der

Mitarbeitenden,
4. Vertreter der ehrenamtlich Tätigen.
Minderjährige und/oder schutz- oder hiHebedürftige Er-
wachsene sowie deren gesetzliche Vertreter sollen ange-
messen eingebunden werden. Der kirchliche Rechtsträger
dokumentiert, wer an der Entwicklung mitgewirkt hat. Für
nachträgtiche Anderungen des Besonderen Teils gelten die
Sätze 1 bis 3 entsprechend

(3) Der Besondere Teil des Verhaltenskodex soll verbindliche
Verhaltensregeln für folgende Bereiche umfassen:
1. Sprache und Worfwahl bei Gesprächen,
2. adäquate Gestaltung von Nähe und Distanz,
3. Angemessenheit von Köqperkontakten,
4. Beachtung der Intirüsphäre,
5. Zulässigkeit von Geschenken,
6. Umgang mit unil Nutzung von Medien und sozialen

Netanerken,
7 . Disziplinierungsmaßnahmen.

(a) Bei der inhaltlichen Gestaltung des Besonderen Teils sollen
die diesbezüglich vom Bistum herausgegebenen Materiali-
en (Handreichungen, Musterkodizes) Vetwendung finden.

(5) Der Besondere Teil wird durch den kirchlichen Rechtsträ-
ger in Kraft gesetzt und nach Maßgabe von S 1t bekannt
gemacht.

(6) Ein Exemplar des Beson,Jeren Teils ist der oder dem Prä-
venti onsb eauftragten des B istum s zuzuleit en.

s11 ,

B ekanntmachungl"t Verhaltenskodex

(L) Der gesamte Verhaltenskodex wird in geeigneter Weise im
,jeweiiigen Arbeitsbereicir bekarurt geuiacht, so dass voli
seinem Wortlaut neben den Mitarbeitenden und ehrenamt-
lich Tätigen auch die Minderjährigen, die schutz- oder hil-
febedürftigen Erwachsenen sowie die Eltern oder sonstigen
Personensorgeberechtigten Kenntnis nehmen können.

(2) Alle Mitarbeitenden und ehrenamtlich Tätigen erhalten
ein gedrucktes Exemplar des für sie geltenden Verhal-
tenskodex. Den Minderjährigen, den schutz- oder hilfe-
bedürftigen Erwachsenen sowie den Eltern oder sonstigen
Personensorgeberechtigten ist auf Verlangen pin Exemplar
auszuhändigen

(3) Iiber nachträgliche Anderungen des Verhaltenskodex sind
die Mitarbeitenden und ehrenamtlich Tätigen in geeigneter
Weise zu informieren.

s12
Verpfl ichtungs erklärun g

(1) Die Verpflichtungserklärun g bezieht sich auf den Verhal-
tenskodex in seiner jeweils geltenden Fassung. Sie hat den
aus Anlage 3 ersichtlichen Wortlaut.

r12

(2) Hinsichtlich der Aufbewahrung der Veqpflichtungserklä-
runggilt S 8 entsprechend.

Abschnitt 4
Ausführungsbestimmungen zu S 10 PrävO FD:

Aus- und Fortbildung

s.norl'?ziele

Die Qualifizierungs- und Schulungsmaßnahmen sind arbeits-
feldbezogen zu definieren und dienen der Sensibilisierung, der
Vermittlung grundlegender Informationen zrJmThema sexua-
lisierte Gewalt und der Erarbeitung eines fachliqh adäquaten
Nähe-Distanz-Verhältnisses in der Arbeit mit Minderjährigen
und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen. Die innere
Haltung zu einem respekfvollen und wertschätzenden Umgang
mit Minderjäihrigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-
senen soll durch die Auseinandersetzung mit den in S t0 Abs.
2 PrävO FD genannten Themen gestärkt und weiter entwickelt
werden. Das Zieljeder Schulung ist auch die Vermittlung von
nötigen Interentionsschritten, die zur Handlungssicherheit
bei Verdacht auf sexualisierte Gewalt beitragen.

s14
Zielgrapp ensp ezifi s che S chulungen

(L) Der kirchliche Rechtsträger prüft, welche Intensität und
Regelmäßigkeit bei den Mitaybeitenden und ehrenamtlich
Tätigen in der Arbeit mit Minderjährigen oder schutz- oder
hilfebedürftigen Er"wachsenen besteht. Er entscheidet an-
hand des diözesanen Curriculurns, welche Mitarbeitenden
und ehrenamtlich Tätigen in welchem Umfang geschult

werden. Je nach'Dauer und Inhalt der Schulungsmaßnah-
me wird zqrischen Intensivs0hulung, Basisschulung und
Grundinformation unters chieden.

(2) Eine Intensivschulung, die mindestens zrnrölf Unterrichts-
stunden umfasst, erhalten Beschäftigte, die
l-. in leitender Verantwortung tätig sind, unabhängrg von der

Afr, Dauer und Intensität des Kontahes zu Minderjähri-
gen oder schutz- oder hiHebedürftigen Erwachsenen, oder

2. vn Rahmen ihrer Tätigkeit einen intensiven pädagogt-
schen, therap eutischen, betreuenden, b eaufsichtigenden,
pflegenden oder seelsorglichen Kontakt zu Minderjäh-
rigen oder schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen
haben.

(3) Im Rahmen einer mindestens sechs Unterrichtsstunden
umfassenden Basisschulung werden Beschäftigte und eh-
renamtlich Tätigc geschult, dic
1,. nicht unter Absatz 2 Nr. 2 fallen, aber dennoch in einem

pädagogischen Kontext regelmäßigen Kontal<t zu Min-
derjährigen oder schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-
senen haben, oder

2. bei einer Veranstaltung mit Minderjährigen oder schutz-
oder hilfebedürftigen Erwachsenen mitarbeiten, die eine

, Ubernachtung einschließt.

(4) B.eschäftigte und ehrenamtlich Tätige mit sporadischem
Kontakt zu Minderjährigen oder schutz- oder hilfebedürfti-
gen Erwachsenen erhalten eine Grundinformation im Um-
Iang von drei Unterrichtsstunden.

(5) Bei einem anderen Rechtsträger absolvierte Schulungen
können angerechnet werden.

s1s
Fortbildung

Die kirchlichen Rechtsträger haben dafür Sorge zu tragen,
dass die gemäß S 14 über Prävention gegen sexualisierte Ge-
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walt geschulten Personen mindestens alle fünf Jahre an Fort-
bildungsveranstaltungen in diesem Bereich teilnehmen.

Schulungsrefer."fr*n und -referenten

(L) Zur Durchftihrung der Schulungsmaßnahmen sind da-
für ausgebildete Schulungsreferentinnen und -referenten
berechtigt. Die Ausbildung erfolgt in speziellen Qualifi-
zierungsmaßnahmen in Verantwortung der oder des Prä-
ventionsbeauftragten oder in eigener Verantwortung des
kirchlichen Rechtsträgers mit Zustimmung der oder des
Präventi onsb eauft ragten.

(2) Personen, die anderweitig ausgebildet wurden. oder als
Fachkräfte z. B. in Beratungsstellen gegen senralisier-
te Gewalt arbeiten, könn en iur Durchftihrung der Schu-
lungsmaßnahmen eingdsetzt werden. Die fuierkennung
einer einschlägigen Qualifizierungsmaßnahme sowie evtl.
entsprechender Vorerfatrrungen edolgt durch die Präven-
tionsbeauftragte oder den Präventionsbeauftragten.

(3) Die regelmäßige Begleiturg, Beratung, Fortbildung und
Koordination der Schulungsreferentinnen und -referenten
tiegt im Verantwortungsbereich der oder des Präventions-
beauftragten.

Ausführungsbestt**HT I' U L2Prävo FD:
Präventionsfachkraft 

I

s17
Bestellung, Qualifrkation

(1) Als Präventionsfachkraft soll nach Möglichkeit eine mitar-
beitend oder ehrenamtlich tätige Person bestellt werden,
die eine pädagogische, psychologische oder beraterische

- Ausbildung bfrt. Zusatzqualifikation abgeschlossen hat und
über Einblick in die Strukturen des kirchlichen Rechtsträ-
gers verfügt

(2) Die Teilnahme an einer speziellen Qualifizierungsmaßnah-
me ist'rerpflichtend.

. . -t...i - 
. ,i .1.i.: ,.-üt '

(3) Der kirchliche Rechtsträger hat die Präventionsbeauftrag-
te oder den Präventionsbeauftragten des Bistums über die
Bestellung söhriftlich in KerurtniJzu setzen.

s18
Aufgaben

(1) Die Prär,entlonsfachkraft
1. unterstützt den kirchlichen Rechtsträ$er bei der Umset-

atng der Präventionsordnung,und det dazu erlassenen

Ausführungsbestimmungen sowie bei eigenen prävenü-
onspraktischen Bemühungen,

2. fungiert als Ansprechperson für Mitarbeitende sowie eh-
renamtlich Tätige bei Fragen zur Prävention gegen sextr-
alisierte Gewalt,

3. kennt die Verfahrenswege bei Verdachtsmeldungen so-
wie interne und externe Beratungsstellen und karur Mit-
arbeitende und ehrenamtlich Tätige darüber informie-
rgn,

4. berät'bei Planung, Organisation und Durchftihrung von
Präventionsprojekten und Maßnahmen für Minderjäh-
rige und schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene aus

Sicht der Prävention gegen senralisierte Gewalt,
5. benerurt aus präventionspraktischer Perspektive Fort-

und Weiterbildungsbedarf,
6. ist Kontaktperson vor Ort für die Präventionsbeauftragte

oder den Präventionsbeauftragten des Bistums.

(2) Die Durchführung der in S 14 genannten lntensiv- und Ba-
, sisschulungen kann zum Aufgabenbereich gehören, wenn

die als Präventionsfachkraft bestellte Person an einer diö-
zesanen Ausbildung zum Schulungsreferenten im Bereich
Prävention gegen sexualisierte Gewalt teilgenommen hat
oder eine gleichwertige Ausbildung vorweisen kann.

Koilesi"t:r%stausch

Die oder der Präventionsbeauftr agte lädt die Präventions-
fachkräfte regelmäßig zu Austauschtreffen und kollegialer Be-
ratung ein. Der kirchliche ReChtsträger trägt Sorge dafür, dass

die Präventionsfachkraft mit hinreichender Regelmäßigkeit an
den Treffen teilnimmt.

Abschnitt 6
Schlussbestimmung

s20
Inkrafttreten

Diese Ausfährungsbestimmungen treten am 1. Januar 20Ls
in Kraft.

Fulda, den 19. November 2OL4

n

/*&a;n( \/fu*ec-
Prof. Dr. Gerhard. Stanke

Generalvikar
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S elb stauskunfts erklärung
gemäß $ 6 der Ordnung zur Prävention gegen qexualisierte Gewalt an Minderjährigen

und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachseneh im Bistum Fulda

I. Personalien det/des Erklärenden

Name, Vorname:

Geburtsdatum, -ort:

Anschrift:

II. Tätigkeit der/des Erklärenden

Einrichtürg, Dienstort:

Dienstbezeichnung bm
ehrenamtl. Tätigkeit:

III. Erklärung

1. Ichversichere,dassichnichtwegeneinerStraftatnactr$$ 777,174bis174c, L76bis180a,181a,182bis 184f.,225,232bis
233a,234,235 oder 236 SIGB (vgl. RtickseitQ rechtskräftig verurteilt worden bin.

2. Ferner versichere ich, dass gegen mich nicht wegen Verdachts einer solchen Straftat ein Strafprozess anhäingig ist oder ein
Ermittlungsverfahren durctrgeführt wird.

3. Ich-versichere, dass gegeg mich keine kirchlichen Straf- oder Verwaltungsmaßnahmen wegen sexualisierter Gewalt ergangen
sind und auch diesbezüglich keine Voruntersuchung eingeleitet woiden ist.

Nt 4 gilt nur fih Personen, die länget als 6 Monate im Ausland gelebt haben (stteichen, wenn unzutteffend):

4. Ich versichere, dass auch im Ausland gegen mich kein Straf- oder Ermittlungsverfahren wegen Verdachts eines Sexualdelikts
durcigelülrrt wordeu ist.

5. Ich verpflichte mich, bei Einleitung eines Errnittlungsverfahrens wegen Verdachts einer Straftat nach einem der unter vor-
stehender Nr. 1 genannten Straftatbestände oder einer kirchlichen Voruntersuchung im Zusammenhang mit sexualisierter
Gewalt meinem Dienstvorgesetzten bzrv. der Person, die mich zu meiner ehrenamtlichen Tätigkeit beaufuagt hat, hiervon
unverzüglich Mitteilung zu machen.

den

LL4
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IRückseite]

Auflistung der Straftatbestände des Strafgesetzbuchs, auf die die ErHärung Bezug nirnmh

r $ 171 Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht
o S 174 Sexueller Missbralrch von Schutzbefohlenen
. $ tz+a Sexueller Missbrauch von Gefangenen, behördlich Verwahten oder Kranken und Hilfsbedürftigen in Einrichtungen
r $ 174b Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung einerAmtsstellung
. i 1Z+c Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung eines Beratungs-, Behandlungs- oder Betreuungsyerhälhisses
. S 176 Sexueller Missbrauch von Kindern
r $ 176a Schwerer senüeller Missbrauph von Kindern
. $ 176b Sexueller Missbrauch vori Kindern mit Todesfolge
t $ L77 Sexuelle Nötigurig; Vergewaltigung
. S 178 Sexuelle Nötigung 'td Vergewaltigung mit Todedolge
o S 179 Sexueller Ivtisibräuctr widerstandsunfähiger Personen
. S 180 Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger
r $ l80aAusbeutungvon Prostituierten
r g t81a Zuhälterei
. S 182 Sexueller Mssbrauch von Jugendlichen
. S 183 Exhibitionistische Handlungen
. S 183a Erregung öffentlidten Argernisses
r $ l84VerbreitungpornographischerSchriften 

l

. $ 184a Verbreitung gewalt- oder tiörpornographisdrer Schriften

. $ 184b Verbreitung,-Erwerb und Besitz kinderpornographiscfer Schriften

. $ 184c Verbreitung, Erwerb und Besitz jugendpornographischer Schriften 
-. $ t8+d Verbreitu{ pornographischer Darbietungen durch Rundfunk, Medien- oder Teledienste

r $ 184e Ausübung der verbotenen Prostitution
r g t84f Jugendgefährdende Prostitution
: $ 225 Misshandlung von Schutzbefohlenen
. S 232 Menschenhandel atmZweckder sexuellenAusbeutung
. S 233 Mensdrenhandel ntmZweck der Ausbeutung der Arbeitskraft
r $ 233a Förderung des Menschenhandels
o S 234 Menschenraub
. S 235 Entziehung Minderjähriger
. S 236 Kinderhandel
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Anlaee 2

-
Verhaltenskodex - Allgemeiner Teil

Das Bistum Fulda bietet Lebensräume, in denen Menschen ihre Persönlichkeit, ihre religiösen und sozialen Kompetenzen und
Begabungen endalten können. Dies sollen geschützte Orte sein, an denen sie angenommen und sicher sind. Die Verantwortung
ftir den Schutz vor jeglicher Forrr von Gewalt, insbesondere sexualisierter Gewalt, liegt bei den haupt- und nebenberuflichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie den ehrenamtlichTätigen, die in einem vonAchtsamkeit geprägten Klima einandei und
den ihnen anvertrauten Menschen begegnen sollen.

Ziel der präventiven Arbeit ist es, eine ,,Kultur der Achtsamkeit" zu etablieren und dadurch Kinder und Jugendliche sowie
schutz- oäer hilfebedürftige Erwachsene vor jegliüer Form von sexualisierten Übergriffen zu schützen. Hierzu bedarf es der An-
eignung von Fachwissen und der Schaffung von kurzen Beschwerdewegen. Vor allem aber gilt es eine Haltung einzunehmen, die
gekennzeichnet ist von wachsamem Hinschauen, offenem Anspredren, transparentem und einfiihlsamem Handeln im Umga4g
mit Kindern und Jugöndlidren, mit schutl- oder hilfebedürf.tigen Erwachsenen und untereinander.

Diese Haltung findet ihren Ausdruck in dem folgenden Verhaltenskodex:

1. Meine Arbeit mit den mir anvertrauten Kindern und Jugendlicheri sowie schut4- oder hilfebedürftigen Erwachsenen ist ge-
prägt von Wertschätzung und Vertrauen. Ich achte ihre Rechte und ihie Wtirde. Ich stärke sie, ftir ihr Redrt auf seelische und
körperliche Unversehrtheit wirlsam einzutreten.

2. Ich gehe v_erantwortungsbewusst und achtsam mit Nähe und Distanz um.Idr respeltiere die Intirnsphäre und die persönlichen
Grenzen der mir Anverhauten

3. Mir ist meine besondere Vertrauens- und Autoritätsstellung gegenüber den mir anvertrauten Mindedährigen und schutz- oder
hilfebedtirftigen Erwachsen'en bewusst. Ich handele nachvollziehbar und ehrlidr. Beziehungen gestalte ich transparent und
nutze keine Abhängigkeiten aus.

4. Ich toleriere weder diskriminierendes, gewalttätiges noch grenziipgrschreitendes sexualisiertes Verhalten in Wort oder Tat.
Ich beziehe dagegen aktiv Stellung. Neline ich Gienzverletzungrii wahr, bin ich verpflichtet, die notwendigen und angemes-
senen Maßnahnien zum Schutz der Betroffenen einzuleiten.

5. Ich informiere mich über die Verfahrenswege und die Ansprechpartner fär das Bistum Fulda, meines Verbandes oder meines
Träigers und hole mir bei Bedarf Beratung und Unterstützung.

6. Ich bin mir bewusst, dass jegliche lonn von sexunlisierter Gewalt gegenüber Schutzbefohlenen disziplinarische, arbeitsfeclrt-
liche und gegebenenJalls strafrechtliche Folgen hat.
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Anlaee 3

-
V erp fl i chtun gs e rkl ärun g

gemiiß g 7 Abs.3 dör Ordnung zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen
und schutz- oder hilfebedür'ftigen Erwactrsenen im Bistum Fulda

Personalien und Tätigkqit der/des ErHärenden

Name, Vorname:

Geburtsdatum, -oit:

Anschrift:

Einrichtung Dienstort:

Dienstbezeichnung bzvr.
ehrenamtl. Tätigkeit:

ErHärung

Ich, habe ein Exemplar des Verhaltenskodex der oben angegebenen Einrich-
tung erhalten. Die darin formulierten Verhalteusregeln habe ich aufinerksam zur Kenntnis genornmen.

Ich verpflichte mich, denVerhaltenskodex in seiner jeweils geltenden Fassung im Rahmen meiner haupt-, neben- oder'ebrenamt-
lichen Tätigkeit gewissenhaft zu befolgen.

Ich bin darüber informiert worden, welche Folgen Verletzungen der Verhaltensregeln haben können.

den

Unterschrift
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